
Lampedusa ist Mord!

Vor wenigen Wochen kenterte ein Boot mit über 500 Flüchtlingen aus
Afrika, nur 155 konnten gerettet werden, dies war allerdings kein
Unglück, sondern die logische Folge der EU-Außen- und Asylpolitik.

Im Mittelmeer ist das seit Jahrzehnten der
Normalfall. Seit Anfang Oktober gab es 4 (bekannte) weitere Kenterungen
mit mindestens 50 Toten. Nach Schätzungen der Hilfsorganisation Fortress
Europe kamen allein im Jahr 2011 mehr als 2300 Menschen bei ihrer Flucht
in den Gewässern rund um Lampedusa ums Leben. Seit 1994 ertranken mehr
als 6800 Flüchtlinge auf dem Weg zur Mittelmeerinsel.

Die Toten werden nicht nur billigend in Kauf genommen, es wird sogar aktive
Beihilfe zum Ertrinken geleistet. In Italien und Malta gibt es Gesetze, die es
z.B. Fischern verbieten Flüchtlingen zu helfen, es droht eine mehrjährige
Haftstrafe.  Augenzeugenberichte  aus  Lampedusa  prangern  vor  allem die
Küstenwache an, welche Fischer, die Menschen retteten, behinderten. Für
eine Rettungsaktion in 500m Entfernung zur Küste, brauchte es schließlich
45 Minuten bis  man sie  aufs  Wasser  ließ und sie  bei  der  Unglückstelle
eintrafen. Von der EU-Grenzschutzagentur Frontex ganz zu schweigen. Diese
sind  zwar  auf  offenem  Meer  immer  in  Aktion,  wenn  es  darum  geht,
Flüchtlingsboote aufzubringen (stoppen und entern) und ihnen Wasser und
Hilfe  zu  verweigern,  vor  Lampedusa  waren  sie  und  ihre  Hightech-
Ausrüstungen nicht einmal vor Ort. Nach eigenen (! ) Angaben gibt es jedes
Jahr 5 bis 10 Fälle, bei denen Boote in internationalen Gewässern illegal
zurückgeschickt werden. Die Dunkelziffer ist nur zu erahnen.

 In Deutschland hat Innenminister Friedrich das Problem freilich sofort
erkannt: „Fest steht, dass wir noch stärker die Netzwerke organisierter und
ausbeuterischer  Schleusungskriminalität  bekämpfen  müssen“,  sagte  der
CSU-Politiker der „Welt am Sonntag“. Dass Tausende Menschen vor Armut,
Bürgerkrieg und politischer, ethnischer oder sexueller Verfolgung fliehen,
interessiert also nicht. Dass die BRD nur 1,5 % aller Asylanträge zustimmt,
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fällt genauso unter den Tisch. Sind die Flüchtlinge aber bis nach Deutschland
gekommen, erwartet sie so einiges. Seien es rassistische Angriffe, wie in
München  oder  Berlin  Marzahn-Hellersdorf,  Verweigerung  von
Notunterkünften,  wie  in  Hamburg  und  rassistische  Gesetze  jeglicher
Couleur,  sei  es die Residenzpflicht,  die es Asylbewerbern verbietet  ihren
Landkreis  zu  verlassen,  Polizeirepression  durch  ständige  Kontrollen  von
Menschen  anderer  Hautfarbe  rund  um  Asylheime  und  Quartiere.  Viele
Menschen- und Bürgerrechte gelten für Geduldete und AsylbewerberInnen
erst  gar  nicht,  z.B.  das  Recht  auf  Arbeit  oder  das  passive,  wie  aktive
Wahlrecht.

Die Grundlage für die EU-Grenzpolitik ist das Schengener Abkommen, dass
1995  in  Kraft  trat,  damit  wurden  die  inneren  Grenzen  aufgehoben,
gleichzeitig regelt es die Asyl- und Einwanderungspolitik der beigetretenen
Länder.  Der  Auftrag  von  Frontex  lautet,  die  Mitgliedsstaaten  darin  zu
unterstützen,  die  Schengen-Außengrenzen  vor  „illegalen  Aktivitäten“  wie
Schlepperei,  Drogenhandel  oder  illegaler  Migration  zu  schützen.  Dafür
stellen  Kommission,  EU-Parlament  und  die  Mitgliedstaaten  der  Agentur
mehrere  Millionen  Euro  jährlich  zur  Verfügung,  aktuell  sind  es  ca.  88
Millionen  Euro.  Seither  wird  der  Kampf  gegen  Flüchtlinge  mit  immer
perverseren  Mitteln  geführt,  Herzschlagdetektoren,  LKW-  und  Schiffs-
Röntgengeräte und Atemluftscanner sind in Ländern wie Frankreich, Italien
oder Spanien Teil der Standardausrüstung.

Neben dem Schengener Abkommen sorgt vor allem die Dublin II-Verordnung
für soziale Ungerechtigkeit. So ist dadurch geregelt, dass sich alle Länder
zwar an der  Migrationsbekämpfung beteiligen,  die  Möglichkeit  für  einen
Asylantrag ist aber nur im Einreiseland möglich. Die meisten Abschiebungen
in Deutschland gehen daher nicht zurück in das jeweilige Ursprungsland des
Flüchtlings,  sondern jede 5.  Abschiebung geht nach Italien.  Dort,  und in
anderen Grenzländern der EU landen sie dann in völlig menschenunwürdigen
Unterkünften, bzw. Zeltstädten, die viel zu klein sind, meist gibt es nicht
einmal  sauberes  Wasser.  Es  ist  kein  Einzelfall,  dass  Lager,  die  für  200
Menschen ausgelegt sind von 1000 oder mehr bewohnt werden. Die Lage hat
sich in den letzten Jahren so dramatisch verschlechtert, dass selbst deutsche



Richter die Abschiebung nach Italien,  im speziellen Süditalien,  vereinzelt
verhindert haben. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sagte, nach
Auswertung  aller  vorliegender  Erkenntnisse  ergebe  sich  das  Bild,  „dass
Italien  trotz  vorhandener  Mängel  und  einzelner  Missstände  über  ein
funktionierendes  Asylverfahren  gemäß  den  Standards  der  Europäischen
Union  verfügt“.  Es  gebe  daher  keinen  Grund,  die  bisherige
Rückführungspraxis  zu  ändern.

 ALL REFUGEES ARE WELCOME!

Bei allem Respekt für die RichterInnen, die sich vereinzelt über geltendes
Recht hinweggesetzt haben, verbessert sich so die Situation leider für nicht
einmal ein Dutzend Flüchtlinge und für die auch nur marginal.  Deutsche
Asylbewerberheime sind meist abgelegen von Innenstadt und Nahverkehr
oder auch in Schulen, die z.B. aufgrund wegen Asbestverseuchung schließen
mussten,  aber  für  Flüchtlinge,  so  ist  sich  unser  Innenminister  Friedrich
sicher, reicht das vollkommen aus.

Also ist es mal wieder an uns, an den RevolutionärInnen, den Jugendlichen
und allen Menschen, die sich mit Flüchtlingen und Verfolgten solidarisieren,
auf die Straße zu gehen, mit ihnen für unsere Rechte zu kämpfen und den
staatlichen Rassismus zu bekämpfen, wo es nur geht.

Kampf dem Rassismus!

Volle StaatsbürgerInnenrechte für alle, die in Deutschland leben!

Weg mit  den Beschränkungen durch Schengen und Dublin II,  für  offene
Grenzen!

Volles Asylrecht für alle Flüchtlinge! Für das Recht der Verwendung der
Muttersprache v.a. bei Ämtern, Behörden und Verträgen!Für mehrsprachige
Kitas  und  Schulen  durch  die  Einstellung  migrantischer  LehrerInnen und
ErzieherInnen!



Kostenloser Deutschunterricht für alle MigrantInnen! Für den Kampf gegen
Diskriminierung, ob bei der Wohnungssuche, in Gewerkschaften und für die
Kontrolle  des  Asylrechts  durch  MigrantInnenausschüsse  und
ArbeiterInnenorganisationen!

Hans Peter Friedrich und Co. nach Süditalien abschieben (entspricht ja EU-
Standards)!

Ein Artikel von Carl Marks, REVO Freiburg

„Nationaler  Dialog“  auf  dem
Rücken der Revolution
In Tunesien ist immer was los – nach dem Sturz Ben Alis 2011 und den
darauffolgenden  Wahlen  zur  verfassungsgebenden  Versammlung  kam  es
immer wieder zu großen Streiks und Demonstrationen – die Mehrheit davon
richtete sich gegen die islamistische Regierungspartei Ennahda. Sie bekam
bei der Wahl 2011 die meisten Stimmen und stellte somit die Leitung der
Versammlung.  Jedoch ist  sie  dem Auftrag der  Tunesier*innen,  eine neue
Verfassung zu  entwerfen  und  Neuwahlen  zu  organisieren  bis  jetzt  nicht
nachgekommen. Die wirtschaftliche Lage des Landes wird immer schlechter,
besonders  für  die  Armen  werden  grundlegende  Lebensmittel  immer
schwerer erschwinglich – zudem steigt der islamistische Terror auf Linke und
Oppositionelle, was in den vergangenen Monaten die Massen immer wieder
spontan auf die Straße brachte, so im Februar, als Chokri Belaid ermordet
wurde, aber auch als Mohammed Brahmi im Juli diesen Jahres vor seiner
Haustür auf dieselbe Art und Weise umkam – von bewaffneten Männern auf
einem  Motorrad  erschossen.  Beide  Male  wurde  Ennahda  von  der
Öffentlichkeit als verantwortlich erklärt. Wohl um massiveren Druck von der
Straße und größere Proteste zu verhindern, einigten sich die hohen Herren
der Regierung und Opposition nach monatelangen Verhandlungen nun auf
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einen „nationaler Dialog“ – unter Einbeziehung aller politischen Lager. Der
Fahrplan,  der  ausgehandelt  wurde  beinhaltet  das  Einsetzen  einer
Technokraten-Regierung, die Fertigstellung eines Verfassungsentwurfs nach
einer 4-wöchigen Frist, die Ausarbeitung des Wahlrechts und das Einsetzen
einer Wahlkommission.

Der nationale Dialog

Am 25.  Oktober gab der Gewerkschaftsverband UGTT bekannt,  dass der
lange angekündigte „nationale Dialog“ unter seiner Vermittlung begonnen
habe. Ministerpräsident Ali Larayedh hat versprochen, drei Wochen später
zurückzutreten. Was sich für manche nach einer netten, friedlichen Lösung
anhört,  kann nichts Gutes bringen – zumindest nicht für die tunesischen
Arbeiter*innen.  Ein  „nationaler  Dialog“,  der  alle  politischen  und
wirtschaftlichen Kräfte der „Nation“ einbezieht, bedeutet die Interessen des
Proletariats denen der Bourgeoisie unter zu ordnen. Es wäre eine Illusion zu
glauben, dass es ein gemeinsames Interesse aller Tunesier*innen gäbe und
ein nationaler Dialog für alle Verbesserungen beinhalte – wie sollen denn
Kapitalist*innen dasselbe wollen wie Arbeiter*innen? Und wie lässt sich die
Politik der islamistischen Reaktionären mit der der Säkularen vereinbaren?
Leider  sind  die  tunesischen  Massenparteien,  die  die  Mehrheit  der
Arbeiter*innen  organisieren,  eben  keine  Kampfinstrumente  dieser  –  die
UGTT, der größte Gewerkschaftsdachverband, der eine tragende Rolle inden
Verhandlungen spielt, sowie die „Arbeiterpartei“ sind reformistische Kräfte,
die  im  Großen  und  Ganzen  bürgerliche  Politik  mit  sozialem  Anstrich
betreiben. Im Quartett, das sich um die Ernennung einer „neutralen Person“
zur  Durchführung  des  Fahrplans  kümmert,  sitzen  die  UGTT,  der
Arbeitgeberverband  UTICA,  die  Menschenrechtsliga  und  die
Anwaltskammer. Ein bunter Haufen voller Klasseninteressen. Doch genauso
wenig wie das Proletariat Hoffnungen in diesen nationalen Dialog setzen
sollte, darf es auch keine Illusionen in die kommenden Wahlen haben – selbst
die  bürgerliche  Demokratie  (nach  „europäischem  Vorbild“),  welche  das
halbkoloniale  Land  noch  nie  erleben  durfte,  ist  immer  noch  eine
Herrschaftsform der  Bourgeoisie,  jener,  die  die  Produktionsmittel  in  den



Händen  halten  –  eine  Diktatur  also  gegen  die  Lohnabhängigen,  gegen
Arbeitslose, Jugendliche, Frauen und die arme Landbevölkerung.

Kurzum: Die Krise in Tunesien rührt aus tiefen sozialen Widersprüchen in
einem halbkolonialen und kapitalistischen Land her und kann nicht einfach
beendet  werden,  indem sich einfach alle  an einen Tisch setzen und mal
miteinander  reden.  Die  ursächlichen Probleme der  Revolution  sind  nicht
gelöst – Jugendarbeitslosigkeit,  Polizeirepression, Armut,  Verelendung der
Massen, die hohe Inflation usw. Doch darum soll es in dem Dialog gar nicht
gehen. Man muss also kein Hellseher sein, um das Ergebnis des „nationalen
Dialogs“ vorwegzunehmen: die Interessen der Massen werden sich unter die
„nationalen  Interessen“  unterordnen,  und  das  sind  die  Interessen  der
nationalen  Bourgeoisie,  der  Staatsbürokratie  und  der  imperialistischen
Verbündeten. Es stellt sich nur die Frage, warum sich auch die mächtige
UGTT in den Versöhnungskurs mit Ennahda einreiht, die eigentlich niemand
mehr haben möchte.

Die  UGTT-Gewerkschaften  haben  insgesamt  etwa  700.000  Mitglieder  –
gemessen  an  der  Einwohnerzahl  Tunesiens  von  etwa  10  Mio.  und  am
niedrigen Industrialisierungsniveau eine sehr hohe Zahl. Sie hat eine lange
Tradition  als  politisch  kämpfende  Gewerkschaftsbewegung  –  unter  der
französischen Besatzungsmacht ebenso wie unter dem Regime von Habib
Bourgiba  von  1956  bis  1987.  Gleichzeitig  waren  aber  Führende
Gewerkschafter*innen mit dem bürgerlichen Staatsapparat verbunden, und
besonders unter Ben Ali wurde die UGTT für die Regierung zum Instrument,
um die Arbeiter*innenklasse politisch zu kontrollieren. Das konnte aber nicht
verhindern,  dass  regionale  Gewerkschaften  gegen  diese  Kontrolle
rebellierten, wie 2008 die Rebellion in Gafsa zeigte. 2011 hat die UGTT erst
sehr spät die Proteste gegen Ben Ali unterstützt, als bereits absehbar war,
dass er stürzen wird – und hat selbst dann noch die letzten verzweifelten
Versuche unterstützt, das Regime mit einer „Übergangsregierung“ von Ben
Alis Anhängern zu retten, in der 3 UGTT-Vertreter u.a. als Arbeitsminister
vertreten waren.

Die  Führer*innen  der  UGTT  vertreten  nicht  die  Interessen  der
Arbeiter*innenklasse, zu oft hat sie diese in ihrem Kampf verraten und an die



Regierung  oder  d ie  Bourgeo is ie  verkauf t  und  obwohl  s ie
Massendemonstrationen  organisierte,  doch  nie  konsequent  den  Kampf
weitergeführt, sondern schlussendlich nur die Arbeiter*innen demobilisiert
und deren unabhängige Organisation verhindert. Auch jetzt arbeitet sie für
eine  Klassenkollaboration,  die  das  Proletariat  ruhig  stellen,  verstärkte
Proteste  verhindern  und  das  „Nationalbewusstsein“  stärken  soll.

Kampf gegen Islamismus

Auch  wenn  Ennahda  einen  großen  Teil  ihrer  Anhänger*innenschaft
mittlerweile verloren hat, ist das noch nicht das „Ende des Islamismus“ in
Tunesien.  Seit  dem  Sturz  Ben  Alis  hat  der  islamistische  Terror  massiv
zugenommen. Anschläge auf Gewerkschaften, Frauenorganisationen, sowie
Linke und Oppositionelle wurden besonders durch die „Liga zur Verteidigung
der  Revolution“  zu einer  tagtäglichen Bedrohung.  Diese,  aus  den in  der
Revolution  entstandenen  Nachbarschaftsmilizen  hervorgegangenen,
militärischen Einheiten stehen Ennahda nahe und sind für einige reaktionäre
Attacken  verantwortlich,  viele  Tunesier*innen  sehen  in  ihnen  auch  die
Verantwortlichen für die Morde an Chokri und Brahmi. Auch liefern sich seit
einiger Zeit  islamistische Rebellengruppen besonders an den Grenzen zu
Algerien  und  Libyen  Scharmützel  mit  dem Militär,  wobei  immer  wieder
Soldaten  ums  Leben  kommen.  Vor  Kurzem  gab  es  sogar  einen
Selbstmordanschlag, vermutlich durch einen Anhänger der Ansar Al-Scharia
(eine der Al-Qaida nahen Terrororganisation) in dem Urlaubsort Sousse und
kurz darauf einen gerade noch verhinderten Anschlag in Monastir vor dem
Mausoleum Bourgibas. Der reaktionäre Terror wird immer mehr zu einer
Bedrohung für die Zivilbevölkerung, aber besonders auch für fortschrittliche
Kräfte. Der tunesische Staat muss hilflos zusehen, wie die Wut über den
mangelnden Schutz der Bevölkerung mit jedem Anschlag steigt.

Doch der bürgerliche Staat war noch nie und wird niemals ein geeignetes
Mittel  darstellen  um  den  Islamismus  zu  unterdrücken  oder  gar  zu
zerschlagen.  Die  Geschichte  Nordafrikas  und des  Nahen Ostens  hat  uns
gezeigt, dass auch ein noch so „weltliches“ bzw. “westliches“ oder mit dem
Imperialismus  kooperierendes  Regime,  das  islamistische  Organisationen
radikal unterdrückte und ihre Führungsmitglieder massenhaft verhaften ließ,



es doch nie schaffte ihren Einfluss zu brechen, sondern zum Teil genau das
Gegenteil  erreichte:  den Widerstand gegen das  Regime anzuführen oder
zumindest  ein wichtiges Element dessen zu sein.  Gleichzeitig bedeuteten
diese  Verbote  islamistischer  Kräfte  auch  immer  Verbote  fortschrittlicher
Kräfte, vor allem revolutionärer und linker Parteien. Und genauso kann der
bürgerliche Staat einen Kampf gegen den Islamismus auf einen Kampf gegen
den Kommunismus umlegen
und  Demonstrationen  der
A r b e i t e r * i n n e n  u n d
Revolutionär*innen  mit
derselben  Legitimation
niederschlagen.  Stattdessen
müssen  es  die  Betroffenen
sein,  die  am meisten unter
dem Terror der Reaktion zu
leiden  haben  –Arbeiter*innen  und  fortschrittliche  Organisationen  von
Frauen_ und Homosexuellen. Die bürgerlichen Parteien und der Staat können
noch so radikale Worte gegen die Reaktion fallen lassen, sie haben weder die
Macht noch das wirtschaftliche Interesse die Organisierung der Rechten und
Faschist*innen tatsächlich zu zerschlagen. Der reaktionären Ideologie muss
auch der Nährboden in der armen Bevölkerung entzogen werden, denn sie
sind nicht die Erlöser ihres Elends, ihr Ziel ist es, einen religiösen Staat zu
errichten, in dem ihre Moralvorstellungen Gesetz sind und die herrschende
Ordnung zu sichern. Die Befreiung der Arbeiter*innen und Unterdrückten
kann  nur  das  Werk  ihrer  selbst  sein.  Genauso  muss  der  Kampf  gegen
Islamismus  letztendlich  ein  proletarischer  sein  –  der  Sozialismus  ist  der
größte  Feind  der  Reaktion,  weil  er  der  bürgerlichen  Ideologie,  egal  ob
reaktionär oder liberal, das Wasser abgräbt und die arme Bevölkerung unter
einem Banner vereint, unabhängig von Religion, Geschlecht oder Herkunft.

Keine Neuwahlen und kein nationaler Dialog können also die politische Farce
in Tunesien beenden. Die bürgerliche Demokratie hat keine Antworten auf
die politische und wirtschaftliche Krise. Das Land wird vom Islamismus und
der imperialistischen Ausbeutung immer mehr zugrunde gerichtet und die
Betroffenen sind die Arbeiter*innen, die immer weiter wachsende Armee der



Arbeitslosen,  die  Jugend,  die  Frauen,  die  gegen  politische  und  soziale
Unterdrückung und Polizeigewalt kämpfen. Die Bürgerlichen haben lange
genug geredet und falsche Versprechungen gemacht, es ist an der Zeit ihnen
eine  proletarische  Partei  entgegen  zu  stellen,  die  die  Interessen  der
Arbeiter*innen konsequent vertritt – eine Partei, die die fortschrittlichsten
Teile  der  Arbeiter*innenbewegung  vereint.  Die  Revolution  die  2011
begonnen hatte muss vollendet werden,  sie muss das System tatsächlich
radikal verändern und die Herrschaft des Kapitals stürzen.

Dazu bedarf es einer Organisierung der Arbeiter*innen und der Jugend in
den Betrieben und Stadtteilen, sowie der armen Landbevölkerung, in Räten –
um geeint agieren zu können, um einen Generalstreik zu organisieren und
selbst zu entscheiden wie lange gestreikt wird um Forderungen durch zu
setzen.  Eine  auf  diese  Massenbasis  gestützte  Regierung  muss  die
dringendsten Probleme der armen Bevölkerung bekämpfen – ein Programm
gegen Armut muss umgesetzt werden – Beschäftigung der Arbeitslosen für
einen  fairen  Lohn,  Einführung  eines  Mindestlohns  und  Enteignung  der
Großgrundbesitzer*innen und Kapitalist*innen, Besteuerung der Reichen –
jede*r in Tunesien muss sich ein gutes Leben leisten können, Schluss mit der
Bereicherung einzelner,  Schluss  mit  Hungerlöhnen!  Außerdem muss sich
eine Regierung um die  Versäumnisse  der  angebrochenen Revolution von
2011  kümmern:  Schluss  mit  Polizeigewalt  und  Repression  gegen
Aktivist*innen und Arbeiter*innen – die Polizei  und das Militär des alten
Regimes müssen zerschlagen werden und durch demokratische Milizen der
Arbeiter*innen und armen Massen ersetzt werden. Nur diese können auch
die  islamistischen  Banden  tatsächlich  zerschlagen,  die  genauso
konterrevolutionär  und  antiproletarisch  sind!  Die  Generäle  und
Folterknechte  in  den  Gefängnissen  sowie  alle  Hintermänner  und  die
islamistischen  Terrorist*innen,  die  Mörder  Belaids  und  Brahmis,  die
korrupten Richter  sollen  mit  ihren Verbrechen nicht  davon kommen,  sie
müssen  vor  ein  von  den  Massen  gewähltes  Tribunal  gestellt  und
demokratisch verurteilt  werden! Verstaatlichung aller Unternehmen unter
Arbeiter*innenkontrolle,  egal  ob  tunesisch  oder  US-amerikanisch  oder
europäisch. Die Fabriken denen, die darin arbeiten und das Land denen, die
es bewirtschaften.



Ein Artikel von Ilona Szemethy, REVOLUTION Wien

Kundus  Massaker  –  Das  war
Mord!
Seit  geraumer  Zeit  führt  Deutschland  wieder  Krieg.  Die  Reformen  der
Bundeswehr  ermöglichten  es  eine  Interventionsarmee  zu  schaffen,  die
weltweit  für  wirtschaftliche  Interessen  eingesetzt  werden  kann.

Einer der Einsatzorte dieser Armee ist Afghanistan, unter dem Deckmantel
der „Friedensmission“ führen westliche Mächte hier einen Krieg um Macht
und  Profit.  Vor  allem  die  Zivilbevölkerung  wird  zum  Opfer  des
imperialistischen  Krieges.  Ob  Folter  durch  Amerikanische  Soldaten  oder
Fotos  auf  denen deutsche Soldaten mit  abgetrennten Schädeln posieren,
unmenschliche Verbrechen sind an der Tagesordnung.

Besondere Aufmerksamkeit  verdienen die Geschehnisse am 4.  September
2009 am Kundus. Im deutschen Hauptquartier heißt es Terroristen haben
zwei  Tanklaster  gekapert  und  planen  nun  mit  diesen  das  Feldlager  der
Bundeswehr  anzugreifen.  Besagte  Laster  sind  allerdings  längst  stehen
geblieben und Zivilisten scharren sich um diese um an Treibstoff zu kommen.

Oberst Georg Klein sieht immer noch eine Gefahr in den Fahrzeugen und
fordert Luftunterstürzung.

Ohne Rücksicht  auf  Zivile  Verluste,  befiehlt  er  ein Bombardement.  Mehr
noch:  Auf  die Frage ob er  nun die Fahrzeuge oder die Menschenmenge
bombardiert werden sollen befiehlt er explizit auf die Menge zu zielen!

134 Menschen wurden an diesem Tag ermordet.
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Doch welche Konsequenzen hatte diese nach dem humanitären Völkerrecht
als Kriegsverbrechen einzustufende Tat?

Georg  Klein  wurde  befördert.  Der  Verteidigungsminister  verteidigte  das
Bombardement als angemessen. 2010 wurden die Ermittlungen gegen Klein
eingestellt. Die Hinterbliebenen wurden je Familie mit einer zynisch kleinen
Summe von 5000€ entschädigt.

Das Massaker war das größte Verbrechen deutscher Truppen seit 1945 und
muss auch als solches bewertet werden!

Stellt euch gegen Krieg und Militarismus, kommt am 30. Oktober alle um
10:30 zum Bonner Landgericht  in dem das Verteidigungsministerium auf
Schadensersatz verklagt wird! Setzt euch ein für:

Angemessene finanzielle Unterstürzung der Familien der Opfer!

Abzug der deutschen Truppen aus Afghanistan und allen anderen
Einsatzorten!

Die Behandlung und Verurteilung Brigadegeneral Oberst Kleins als
Kriegsverbrecher!

Ein Artikel von Flo Wasser, REVOLUTION Zülpich

Erster Mai in Israel – Ein Land
ohne Arbeiterbewegung?
Zu  den  nationalen  Festlichkeiten,  die  ich  während  meines  einjährigen
Aufenthalts in Israel als Freiwilliger erleben durfte zählte, neben dem HaJom
Shoa  (dem  Holokaustgedenktag),  dem  Memorialday  und  dem
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Independenceday, auch der Tag der Arbeit, an dem ich mich anfang diesen
Monats beteiligte.

Das  Demonstrationsangebot  war  eher  mager  und  beschränkte  sich,
ausgenommen  einiger  unbedeutender  Minidemos,  auf  eine
Großdemonstration durch das Zentrum Tel  Avivs.  Das erste,  was meinen
Blick kurz nach meiner Ankunft am Startpunkt der Demonstration, dem Kikar
Rabin, fesselte, waren die aus dem bunten Haufen aus Arabern, Hippies und
FDJ-ähnlich  gekleideten  Jugendgruppen  herausstechenden
Nordkoreaflaggen. Nachdem deren Träger anfangs mit lautem Gegröle und
wildem Fahnenschwenken nach Aufmerksamkeit zu suchen schienen, waren
diese mit dem Start des Demonstrationszuges jedoch vorläufig verschwunden
und tauchten erst zur Abschlusskundgebung wieder auf.

Mir wurde später erzählt, dass es sich um die Provokation einer neoliberalen
Studentengruppe  gehandelt  habe.  Sich  aufstellen  durfte  dem  äußeren
Anschein nach also jede Gruppe, in deren Name oder Programm irgendwie
die Begriffe Sozialismus, Kommunismus oder Arbeiterklasse fallen.

So machten einen Großteil der Demonstration die Ultras des Fußballclubs
Hapoel  Tel  Aviv  (= Arbeiter  Tel  Avivs)  aus,  welche  den Ursprung ihres
Vereins in der israelischen Gewerkschaft Histadrut sehen und unter denen
sich  den  Che  Guevara  Fahnen  zu  Folge  auch  einige  versteckte
Antiimperialisten  zu  tummeln  scheinen.  Gleich  dahinter  stellte  sich  die
zahlenmäßig gut vertretene Hadaschpartei auf. Die 1977 gegründete jüdisch-
arabische Partei bezeichnet sich selbst als kommunistisch und setzt sich für
Arbeiterrechte,  als  auch  die  Beendigung  der  Besatzung  von  Gaza  und
Westbank, inklusive der Räumung aller jüdischen Siedlungen ein. Daneben
war zwischen vielen kleinen schwer zu überblickenden und sich ziemlich
ähnlich  sehenden  kleinen  Gruppierungen  und  nicht  organisierten
Teilnehmern,  noch ein  anarcho-synikalistischer  Block vorzufinden,  dessen
Teilnehmer klassisch Schwarz gekleidet und mit rotem Halstuch vermummt
waren.

Angeführt und organisiert wurde die 1. Mai-Demo von einer uniformiert
marschierenden, trommelnden, singenden, tanzenden Jugendbewegung
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mit  dem Namen Hanoar  Haoved Vehalomed,  was so  viel  wie  “Nationale
Organisation der lernenden und arbeitenden Jugend” bedeutet. Ihr großes
Aufgebot und auch die Tatsache, dass sie die einzige Jugendbewegung zu
sein  schienen  interessierten  mich,  weshalb  ich  einem Mitglied  mit  dem
Namen Scharon ein paar Fragen stellte. Zuerst wollte ich etwas von ihr über
ihre Organisation wissen.

Ihre auf mich teilweise ein wenig konfus wirkenden Antworten lassen sich
folgender Massen zusammen fassen: Hanoar Haoved Vehalomed ist eine vor
90 Jahren gegründete zionistisch-sozialistische Jugendbewegung, in welcher
man bis zum Eintritt in die Armee Mitglied sein und sich dort sozial aber
auch in Diskussionsrunden und Seminaren organisieren könne.

Auf meine Frage hin, was die Ziele seien, für die ihre Bewegung kämpfe,
antwortete sie selbstbewusst mit: “Für eine gerechte Gesellschaft! Das Ideal
unserer Bewegung ist die Gleichheit.” . Ich fragte sie, wie sie dieses Ideal mit
der rassistischen Ideologie des Zionismus in Einklang bringen würde und sie
räumte ein, dass das ein Dilemma wäre, in dem sie persönlich stecke. Jedoch
beziehe sich der Zionismus ihrer Bewegung nicht auf den rassistischen und
kapitalistischen Status Quo, sondern auf die “guten alten sozialistischen”
Theoretiker  wie  zum  Beispiel  Theodor  Herzl  oder  Ben  Gurion.  Beide
verfolgten ihrer Meinung ebenso wie die Hanoar Haoved Vehalomed das Ziel
einer friedlichen Koexistenz der Völker, wobei Israel lediglich ein sicherer
Zufluchtsort für Juden aus aller Welt sein solle.

Israelischer Geschichtsunterricht scheint also ziemlich einseitig zu sein, denn
die kolonialistischen Ideen Herzls und Gurions fanden in ihren Ausführungen
keine Erwähnung.  Das zionistische Prinzip der “Eroberung durch Arbeit”
zum Beispiel, welches von Herzl einst formuliert und von Gurion praktisch
realisiert wurde. Herzl schrieb dazu in seinem Tagebuch: “Den Privatbesitz
der  angewiesenen  Ländereien  müssen  wir  sachte  exportieren.  Die  arme
Bevölkerung trachten wir unbemerkt über die Grenze zu schaffen, indem wir
ihr  in  den Durchzugsländern Arbeit  verschaffen,  aber  in  unserem Lande
jederlei  Arbeit  verweigern.”(1)  Ein  Ausspruch,  welcher  eine  Ideenwelt
vermuten lässt, die ich nicht unbedingt einem Kommunisten zuordnen würde.



Das gleiche gilt für Gurion, dem ersten Premierminister Israels. Er war zwar
innerhalb  der  Arbeiterbewegung  aktiv  und  einer  der  Gründer  der
israelischen Arbeiterpartei. Allerdings war er wohl so sehr Sozialist, wie es
Helmut  Schmidt  oder  Gerhard  Schröder  waren.  Anstatt  mit  der
internationalen  Arbierklasse  für  die  Revolution  zu  kämpfen,  arbeitete  er
immer wieder offen mit unterschiedlichen imperialistischen Mächten – erst
mit dem osmanischen Reich, später mit dem Britischen Empire – zusammen,
um seine zionistischen Ideen um jeden Preis umzusetzen. Ausdruck genug ist
ein  Auszug  aus  einem Brief  von  1938  an  die  Jewish  Agency,  in  der  er
schrieb:„Ich bin für Zwangsumsiedlung (der Palästinenser); darin sehe ich
nichts Unmoralisches.“

Ich fragte sie daraufhin, ob sie Leo Trotzki kenne, worauf sie antwortete “Ja,
der Name sagt mir was. Ich glaube ich habe mal in einem Seminar was zu
ihm gehört und es hat mir gefallen, wenn ich mich richtig erinnere.”

Zum Schluss wollte ich von ihr als Mitveranstalterin der Demo wissen, was
der 1. Mai eigentlich für eine Bedeutung in Israel habe, ob er in irgendeiner
Weise  Bezug  zur  internationalen  Arbeiterbewegung  nehme  und  was  die
israelische Arbeiterklasse für  zentrale  Forderungen stelle.  Ihrer  Meinung
nach handle es sich hier ganz schlicht um die “Israeli version” des 1. Mais.
Es gäbe keine Verbindung zu anderen Arbeiterbewegungen oder Ähnlichem,
vielmehr  sei  es  ein  Datum  an  dem  die  linken  Kräfte  der  israelischen
Gesellschaft lautstark und fröhlich auf die Straße gingen.

Diese  Antwort  überrascht  kaum,  wenn  man  sich  einmal  die  israelische
Klassensituation anguckt. Die großen Arbeiterparteien halten immer noch an
derselben Ideologie fest, der sie im frühen 20. Jahrhundert entsprungen sind.
Ihr  zionistisches  Erbe  führt  zur  täglichen Verneinung der  proletarischen
Klasseninteressen im Namen der nationalen Einheit,  wie auch israelische
Historiker wie Zeev Sternhell eingestehen (2). So ist es nicht verwunderlich,
dass die Arbeiterbewegung vielen als “Ad-hoc Erfindung zur Erreichung der
Unabhängigkeit” (3) erscheint.
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Klar  ist  aber,  dass  die  zionistische  und  reformistische  Politik  in  der
Arbeiterbewegung  keine  Alternative  zur  starken  israelischen  Rechten,
geschweige denn im Kampf  für  eine sozialistische Gesellschaft,  darstellt.
Eine Tatsache, die sich auch in den vergangenen Wahlen zeigte. Das Problem
wird noch dadurch verstärkt, dass die Arbeiterklasse in der Region durch die
chauvinistische  Migrationspolitik  der  israelischen  Kapitalist_innen  stark
gespalten  ist.  Jüdische  Arbeiter_innen  werden  durch  billigere
palästinensische  Arbeiter_innen;  palästinensische  Arbeiter_innen  durch
billigere und politisch besser unter Kontrolle zu haltende afrikanische oder
thailändische Arbeiter_innen ersetzt.

Der  Bruch  mit  der  zionistischen  Ideologie  ist  also  eine  gurndlegende
Voraussetzung  für  eine  revolutionäre  und  internationalistische
Arbeiterbewegung in der Region. Und nur durch eine gemeinsame Bewegung
der arabischen und jüdischen Arbeiterklasse gegen die Ausbeutung durch die
israelischen Kapitalist_innen, gegen die rassistische Siedlungspolitik und den
Krieg  in  den  besetzten  Gebieten,  kann  dem anhaltenden  Leid  ein  Ende
bereitet  werden.  Natürlich  haben  auch  die  politischen  Ideen  der
palästinensischen Bourgeoisie unter Fatah und Hamas nichts zu suchen. Das
(antideutscher) Argument vieler Linker in Europa, dass die Voraussetzung
für Widerstand gegen den Zionismus sei, dass es keine reaktionären Ideen in
den palästinensischen Gebieten mehr gäbe, ist falsch. Das gleiche Argument
würde ja auch bedeuten, dass man so lange für einen Krieg in Afghanistan
oder dem Irak sein müsste, nur weil der Widerstand gegen die Besatzer nicht
revolutionär ist.

Natürlich ist es aber richtig, dass die Positionen von Fatah und Hamas einem
politischen  Klassenkampfs  der  Arbeiter_innen  absolut  feindlich
gegenüberstehen  und  bekämpft  werden  müssen.  Denn  der  Kapitalismus
beweist  immer  mehr,  dass  er  nicht  einmal  die  grundlegendsten
demokratischen  Rechte,  geschweige  denn  eine  wirtschaftliche  Grundlage
bieten kann, auf der ein friedliches Zusammenleben im Nahen Osten möglich
ist.  Das  Interesse  der  Arbeiter_innen kann daher  nur  eine  revolutionäre
Bewegung sein, deren Ziel ein multiethnisches sozialistisches Palästina und
eine sozialistische Revolution im Nahen Osten ist,



in dem ethnische Minderheiten geschützt, der Staat sekulär, aber das Recht
auf Religionsfreiheit durchgesetzt ist.

Bericht von Marvin Schutt, REVOLUTION

#(1) Schnieper, Marlene: Nakba. Die offene Wunde. Die Vertreibung der Palaestinenser
1948 und die Folgen, 2012 Rotpunktverlag, Zuerich

(2) Sternhell, Zeev: Le Monde diplomatique Nr. 9062 vom 11.12.2009

(3)# Schnieper, Marlene: Nakba. Die offene Wunde. Die Vertreibung der Palaestinenser
1948 und die Folgen, 2012 Rotpunktverlag, Zuerich

Weltsozialforum:  Erklärung  der
linken  Kräfte  zur  syrischen
Revolution
Die Welt  blickte  interessiert  auf  die  Revolutionen,  die  in  der  arabischen
Region ausgehend von Tunesien ausbrachen. Aber die Situation ist konfuser
geworden, seit die Revolution Syrien erreicht hat. Es hat sich ein starkes
Unverständnis gezeigt, das von einer im Kalten Krieg und der Teilung der
Welt in zwei „Blöcke“ ausgehenden alten Doktrin getragen wird. Deshalb
erklären wir, die unten genannten Unterzeichner:

1. Was sich in Syrien abspielt, ist eine Revolution in jedem Sinn des Begriffs.
Sie ist Ergebnis des wirtschaftlichen Zusammenbruchs in Syrien im Laufe
des  letzten  Jahrzehnts,  der  Strukturkrise,  die  zur  Verarmung  und
Prekarisierung breiter Schichten der Bevölkerung und zur Konzentration des
Reichtums  in  den  Händen  einer  auf  die  Diktatur  gestützten  mafiösen
Minderheit  von  Familien  geführt  hat.  Das  Ziel  der  Revolution  ist  also,
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Freiheiten  und  Demokratie  zu  erlangen;  es  besteht  auch  darin,  das
wirtschaftliche System im Interesse der  unteren Klassen zu verändern und
einen säkularen demokratischen Staat zu errichten, der alle Angehörigen des
syrischen Volks gleichstellt, einschließlich der Kurd_innen und aller anderen
Bevölkerungsteile.

2.  Wir  erklären  unsere  Unterstützung  für  die  Revolution.  Wir  sind  der
Auffassung, dass sie unterstützt werden muss, damit ihr Sieg Perspektiven
großer  sozialer  und  politischer  Veränderungen  auftut,  den  Weg  zur
Fortsetzung der  Revolution in  andere Länder  –  vom Marokko bis  Saudi-
Arabien –, vor dem internationalen Hintergrund der Krise des Kapitalismus,
die breite Bewegungen in zahlreichen Ländern der Welt erwarten lässt.

3.  Jede  Logik  des  Aufrufs  zu  ausländischer  (US-amerikanischer  oder
europäischer) Intervention ist abzulehnen, das betrifft auch die Intervention
von Russland,  Iran und China.  Abzulehnen sind auch jede konfessionelle
Logik  oder  Versuche,  der  Revolution  einen  religiösen  Charakter
aufzudrücken;  es  ist  die  Revolution  eines  Volks,  und  es  ist  keine
konfessionelle oder religiöse Erhebung und wird es auch nicht werden. Die
Politik  der  Opposition,  die  die  Revolution  auf  ihre  eigene  liberale
Forderungen  herabstufen  will,  mit  denen  nicht  die  Probleme  des  Volks,
sondern nur die von Individuen auf der Suche nach Macht gelöst werden, ist
anzuprangern.

4.  Wir  unterstreichen,  dass  die  syrische  Staatsmacht  sich  auf  einer
neoliberalen  und  mafiösen  Grundlage  entwickelt  hat,  nicht  auf  einer
antiimperialistischen.  Sie  hat  sich  stets  dem  zionistischen  Staat
untergeordnet, indem sie Kriege gegen die palästinensische Revolution und
das  palästinensische  Volk  geführt  und  weitgehende  Stabilität  an  seinen
Grenzen hergestellt hat, ohne dass sie jemals versucht hätte, den besetzten
Golan wiederzuerlangen.

5.  Die  brutale  Repression  der  Staatsmacht  gegen  das  Volk,  die  ein
Verbrechen  gegen  die  Menschheit  darstellt,  ist  zu  verurteilen.  Auch  die
Sabotage der Golfländer an der Revolution ist  anzuprangern, die im Fall
Saudi-Arabien darauf abzielt, sie scheitern zu lassen, und im Fall von Qatar,



für  die  Hegemonie  der  Moslembrüder  zu  sorgen.  Auch  der  Export  des
„Djihad“ nach Syrien ist als ein Element des konterrevolutionären Prozesses
zu verurteilen.

6. Die syrische Linke, die sich an der Revolution beteiligt, muss politisch,
medial  und materiell  unterstützt  werden.  Diese Unterstützung sollte  Teil
einer Initiative zur Koordinierung der Aktivitäten aller Kräfte der Linken
sein, die auf die Revolutionen hinarbeiten, um deren Entwicklung und deren
Umwandlung in siegreiche Volksrevolutionen zu befördern.

7.  Wir  müssen  internationale  Medienaktivitäten  koordinieren,  um  die
Kontrolle der imperialistischen Medien vom Golf zu durchbrechen, die die
Revolution entstellen und ein falsches Bild vermitteln. Deswegen bemühen
wir uns um Informationsaustausch und die Verbreitung der Analysen der
syrischen Linken über die Revolution.

8. Der Charakter der syrischen Revolution muss klargestellt  werden. Wir
wollen  versuchen,  die  Position  derjenigen  zu  verändern,  die  unter  dem
Vorwand,  es  sei  „antiimperialistisch“,  ein  mafiöses  und  verbrecherisches
Regime unterstützen. Die Linke muss eine wirklich revolutionäre Position zur
Unterstützung  der  syrischen  Revolution  als  integralem  Bestandteil  der
Revolutionen  in  den  arabischen  Ländern  einnehmen.  So  kann  ein
Ausgangspunkt für eine Zuspitzung des Klassenkampfs und ein Auslösen von
neuen Revolutionen in Europa, Asien und vielleicht der übrigen Teile der
Welt unter den Auswirkungen der kapitalistischen Krise geschaffen werden.
Folglich  müssen  wir  eine  Kampagne  zur  Unterstützung  der  syrischen
Revolution  führen;  wir  müssen  daran  arbeiten,  ihre  Bedingungen,  ihre
Schwierigkeiten und ihren im wesentlichen revolutionären Charakter gegen
die  mafiösen  Regimes  und gegen den  Kapitalismus  klarzustellen,  dessen
Überwindung wir anstreben. In diesem Sinne können wir mit einem Tag der
Solidarität mit der syrischen Revolution beginnen, der in der ersten Woche
des Mai 2013 von den Kräften der Linken in jedem einzelnen unserer Länder
organisiert  wird.  Ein  Vorbereitungskomitee  wird  hier  in  Tunis  einen
Kongress  zur  Unterstützung  der  syrischen  Revolution  durch  die
internationale Linke organisieren, wahrscheinlich im Juni 2013. Ein ständiges
Koordinationskomitee, das aus dem Kongress hervorgeht, wird dafür sorgen,



dass die Unterstützung für die syrische Linke und die Linkskräfte weitergeht
und  das  Verständnis  der  Revolution  seitens  der  internationalen  Linken
vertieft wird.

Tunesien, 31. März 2013

Liste  der  aktuell  unterstützenden  Organisationen  (Stand,
24.04.2013):

Bündnis der Syrischen Linke

Komitee der Syrischen Kommunisten

Demokratische Kurdische Partei, PYD (Syrien)

Strömung der Revolutionären Linken (Syrien)

Ligue de la Gauche Ouvrière (Tunesien)

Parti des Travailleurs (Tunesien)

Front Populaire Unioniste (Tunesien)

Parti Patriote Démocrate Uni (Tunesien)

Lucha Internacionalista, LI (Spanischer Staat)

Arbeiterfront (Türkei)

Unidad Internacional de los Trabajadorrs – IV International, UIT-CI

solidaritéS (Schweiz)

Mouvement Pour le Socialisme, MPS (Schweiz)

Sozialistisches Forum – Muntada Ishtaraki (Libanon)

Comité de Solidaridad con la Causa Árabe (Spanischer Staat)

Nouveau Parti Anticapitaliste, NPA (Frankreich)



Marea Socialista (Venezuela)

Izquierda Anticapitalista, IA (Spanischer Staat)

Partido Socialismo y Libertad, PSL (Venezuela)

Izquierda Socialista, IS (Argentinien)

Movimiento Socialista de los Trabajadores, MST (Chile)

La Protesta (Bolivien)

Unidos en la Lucha (Peru)

Corrente  Socialista  de  los  Trabalhadores,  CST  –  Strömung  der  PSOL
(Brasilien)

Proposición Socialista (Panama)

Sodepau (Katalonien)

Rivoluzionesiriana.org (Italien)

Movimento  Esquerda  Socialista,  MES  –  interne  Strömung  der  PSOL
(Brasilien)

Liga für die Fünfte Internationale, LFI

REVOLUTION – internationale kommunistische Jugendorganisation

100  Tage  unter  Zionisten  –
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Augenzeugenbericht aus Israel

Israels  Präsident  Netanjahu,   ein
besonders harter  Verfechter einer
agressiven  Kriegspolitik,  feiert
gerade seinen Sieg für die Knesset.

Ein wenig mehr als  3  Monate meines einjährigen Freiwilligendienstes in
Israel  sind  bereits  verstrichen.  Ein  relativ  kleiner  Zeitraum,  der  jedoch
bereits dazu ausreichte, um dieses Land und vor allem dessen Bewohner
genauer kennenzulernen:

Entgegen meiner anfänglichen Vorstellung, Israels Aggressionen würden sich
hauptsächlich  auf  die  rassistische  Besatzung  der  Westbank  und  des
Gazastreifens beziehen – und entgegen der antideutschen Darstellung eines
„Kibbuzkommunismus“ im Innern Israels – wurde mir schnell deutlich, dass
die israelische Bourgeoisie nicht nur durch den sich erneut formierenden
palästinensischen Widerstand mehr und mehr bedroht wird, sondern dass
sich Erez Israel auch von innen selbst aufzufressen scheint.

Zeichen der immer stärker werdenden Wut der israelischen Bevölkerung
gegenüber der zionistischen Bourgeoisie und insbesondere gegenüber der
ultrarechten Regierung Netanjahus waren die Massenproteste im Sommer
des vergangenen Jahres, in welchen tagtäglich bis zu 500 000 Menschen die
politische Führung Israels offen kritisierten. Inhalte der Proteste waren in
erster  Linie  Wohnraumknappheit,  Mieterhöhungen  und  Gentrifizierung,
stetig steigende Lebenshaltungskosten (ein Faktor, den auch ich als Volontär
in  voller  Härte  zu  spüren  bekomme),  sinkende  Reallöhne,  privatisierte
Sozialeinrichtungen, Sonderrechte der ultra-Orthodoxen, und auch Kritik am
Ausbau  der  jüdischen  Siedlungen  und  deren  Subventionierung  (billigere
öffentliche  Verkehrsmittel,  Steuervergünstigungen,…)  innerhalb  der
Westbank,  an  den  Aggressionen  gegenüber  dem  Iran,  an  den  massiven
Militärausgaben und an der Abriegelung Gazas.  Die Protestbewegung ist
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h e u t e  a u f  G r u n d  i n n e r e r  U n g e s c h l o s s e n h e i t  u n d  w e i t
auseinanderdividierenden Ansichten kaum noch präsent – aber die Umstände
die sie auslösten und die Wut der Israelis darüber. Es scheint nur noch eine
letzte  Mieterhöhung  fehlen,  die  das  Fass  zum  überlaufen  bringt.  Die
israelische  Bourgeoisie  hat  jedoch  aus  der  Vergangenheit  gelernt  und
beantwortet Krisen im Innern stets mit militärischer Aggression nach außen.
In diesem Kontext  muss auch die Bombardierung Gazas im vergangenen
Monat  betrachtet  werden.  Denn  nichts  hat  die  Israelis  je  mehr
zusammengeschweißt  und  von  inneren  Problemen  abgelenkt  als  eine
Bedrohung  von  außen.  Nicht  zu  vergessen  sind  auch  die  anstehenden
Wahlen, welche die Regierung ähnlich wie im letzten Gazakrieg 2008 dazu
veranlassen, sich militärisch zu profilieren.

Schleichend bewegt  sich  das  ohnehin  verfassungslose  und mit  Hilfe  von
Notstandsgesetzen  regierte  Israel  währenddessen  durch  immer  mehr
autoritäre  Gesetzte  in  Richtung  Diktatur.  Beispiele  dafür  sind  das
Nakbagesetz, das es verbietet der Vertreibung der Palästinenser öffentlich zu
gedenken oder das Anti-Boykott-Gesetz,  das den Aufruf  zum Boykott  von
Produkten,  Universitäten  und  Betrieben  jüdischer  Siedlungen  im
Westjordanland unter umgerechnet 10 000 € Strafe stellt. Dies ist zudem
auch als besonders harter Schlag gegen die arabische Bevölkerung Israels zu
sehen, welche als Opfer der Besatzung nun auch noch Schadensersatz an die
Besatzer  zahlen sollen,  sobald  sie  diese  nicht  unterstützen.  Ein  weiteres
Gesetz  soll  es  NGOs  verbieten,  Spenden  von  anderen  Staaten  oder
staatsähnlichen Institutionen wie  der  EU oder  der  UN anzunehmen.  Ein
cleverer Schachzug der zionistischen Rechten, die selber hauptsächlich von
ausländischen  Bourgeois,  also  Firmen  und  Privatpersonen,  finanziell
unterstützt werden. Mithilfe eines weiteren neuen Gesetztes ist es der Polizei
erlaubt,  eine  „Zusammenrottung“  von  mehr  als  3  Personen  als  illegale
Versammlung abzustempeln, was sie dazu befugt diese sofort aufzulösen.

Israels  Staatsapparat  ist  nicht  nur
f ü r  d i e  U n t e r d r ü c k u n g  d e r
Palästinenser,  sondern  auch  der
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israelischen  Arbeiterklasse,  da.

Der Oberste Gerichtshof, welcher eigentlich als politisches Gegengewicht zur
Knesset  vorgesehen  war,  wird  von  der  Likudregierung  nach  und  nach
personell  „gleichgeschaltet“.  Es  bleibt  die  Frage,  ob  das  überhaupt
notwendig  ist,  wenn  dessen  Beschlüsse  ohnehin  ignoriert  werden.
Beispielsweise  wie  auf  die  Anordnung  des  Obersten  Gerichtshofes,  alle
Siedlungsaußenposten  außerhalb  der  „Grünen Linie“  zu  evakuieren,  jede
Reaktion der Regierung ausblieb.

Neben  dem  stark  ausgeprägten  Überwachungsapparat,  der  E-Mail-  und
Postverkehr, Handygespräche und Chatunterhaltungen überwacht und einem
gut ausgebauten Netz aus Überwachungskameras, wird der Umweltschutz in
Israel komplett vernachlässigt.

Dass  der  Zionismus  mit  seiner  kennzeichnenden  antiarabischen  Haltung
einen rassistischen Charakter innehat, wusste ich bereits bevor ich dieses
Land kennenlernte. Dass sich dieser Rassismus aber keinesfalls nur gegen
Araber richtet wurde mir erst bewusst, als ich zum ersten Mal in Tel Aviv
war. Gleich nach meiner Ankunft an der Central Bus Station erwartete mich
im  angrenzenden  Levinski  Park  das  traurige  Bild  von  geschätzten  200
obdachlosen unter unmenschlichen Bedingungen lebenden Afrikanern. Allein
in Tel Aviv halten sich momentan 40 000 von ihnen, meistens Flüchtlinge aus
dem Sudan,  Eritrea oder Äthiopien,  auf.  So gut  wie alle  von ihnen sind
obdachlos  und  haben  nur  eine  Bleibeberechtigung,  dürfen  als  politische
Flüchtlinge  also  lediglich  nicht  abgeschoben  werden.  Auf  Grund  dieses
rechtlichen  Status  haben  sie  keinen  Anspruch  auf  den  israelischen
Mindestlohn  (umgerechnet  stolze  5,45€)  und  kämpfen  sich  mit
Gelegenheitsjobs zu Hungerlöhnen durchs Leben. Ein Umstand, welcher die
Ärmsten Israelis Tel Avivs jedoch um ihre ökonomische Existenz fürchten
lässt.  Diese  Angst  entlädt  sich  seit  diesem Jahr  immer  öfter  in  blutiger
Gewalt. So gehört es in der rechten Szene bereits zum guten Ton nach einer
Kundgebung als pöbelnder Mob durch das afrikanische Viertel zu ziehen und
dort  Scheiben einzuschlagen und Afrikaner zusammenzutreten.  Selbst  im
religiösen  Jerusalem  brannte  im  Juni  dieses  Jahres  ein  Haus,  welches
ausschließlich von afrikanischen Flüchtlingen bewohnt war, komplett nieder.



Ein  Eingreifen  der  Regierung  ist  nicht  zu  erwarten.  Sie  sieht  in  den
Immigranten  hingegen  ein  „Krebsgeschwür  in  unserem  Körper“(Likud-
Abgeordnete  Miri  Regev).  Israels  Innenminister  erklärt  ferner,  dass  die
Afrikaner  nicht  verstünden,  dass  „dieses  Land  uns  gehört,  dem  weißen
Mann“.

Dem ausschweifenden Nachtleben und der wunderschönen Natur Israels, die
meinen Freiwilligendienst hier recht angenehm machen, steht natürlich die
politische Realität gegenüber. Nie hätte ich es vorher für möglich gehalten,
dass  ich  es  mal  als  normal  empfinden  würde,  neben einem israelischen
Soldaten im Bus zu sitzen, dessen Maschinengewehr auch noch halb auf
meinen Knien liegt. Nie hätte ich erwartet, dass ich nach der Arbeit mit
einem Worker meiner Arbeitsstelle noch ein Bier trinken gehe, der stolzer
Bewohner der illegalen Siedlung Gilo im Süden Jerusalems ist. Es ist nicht
unwahrscheinlich, dass das Mädchen mit dem man gestern noch in einer der
gemütlichen Jerusalemer Bars was trinken war, einen am nächsten Tag am
Checkpoint bustet oder an der Straßensperre steht, welcher man einen 1,5
stündigen Umweg zu verdanken hat. Natürlich habe ich auch schon einige
echt entspannte linke Israelis kennengelernt, jedoch muss ich mich bei den
meisten neuen Bekanntschaften stets bemühen allein den Mensch vor mir zu
sehen.

Das ganze fiel noch schwerer als der Gazakonflikt eskalierte. Als Deutscher
wurde ich ständig nach meiner Meinung dazu gefragt und in die Diskussion
gedrängt. In vielen Leuten denen ich eher eine Gleichgültigkeit in Bezug auf
Politik  unterstellt  hätte,  erwachte  spätestens  zu  diesem  Zeitpunkt  der
zionistische  Patriotismus.  Die  Schuld  dafür  sehe  ich  vor  allem  bei  den
israelischen  Medien,  die  ein  sehr  einseitiges  Bild  zeichnen.  Fast
ausschließlich werden Bilder der Zerstörung auf israelischer Seite gezeigt,
währenddessen, falls überhaupt Bilder aus Gaza zu sehen sind, nur von der
Brutalität der Hamas gegenüber der Bevölkerung Gazas die Rede ist. Es wird
der Glaube erzeugt, Israel würde Gaza bombardieren, um die Menschen in
Gaza von der Hamas zu befreien. Dieses Medienbild sollte einen jedoch kaum
wundern, wenn man sich vor Augen führt, dass Israels Medienlandschaft von
nicht mehr als 20 regierungsnahen Familien kontrolliert und finanziert wird.



Beispielsweise wird Israels meistgelesene Zeitung von einem Likud-nahen
nationalistischen  Milliardär  finanziert,  dessen  Investitionen  viele
vergleichsweise  linke  Zeitungen  vom  Markt  verdrängen.  Durch  einige
Unterhaltungen habe ich allerdings mitbekommen, dass selbst die Israelis
ihren Medien kaum vertrauen. Jedoch immer noch mehr als arabischen oder
allgemein ausländischen.

Trotz der
starken  Hegemonie  der  zionistischen  Rechten  gibt  es  aber  doch  linke
Bewegungen, in denen Israelis und Palästinenser sich vereinen.

So gab es eine Friedensdemonstration in der arabischen Stadt Nazareth,
einen Tag nach dem die ersten Raketen auf Tel Aviv geflogen waren. Die
Demonstration wurde von der sich selbst als kommunistisch bezeichnenden
Chadasch-Partei  unangemeldet  organisiert  und  wurde  von  ca.  500
mehrheitlichen  Chadasch  Anhängern  besucht.

Zum Anderen besuchte ich den „Human Rights March“ in Tel Aviv Anfang
Dezember. Es beteiligten sich ca. 2000 Menschen und die verschiedensten
Organisationen  und  Parteien.  Die  Spannbreite  ging  von  Antisexisten,
Homophobiegegnern, Arabern, Christen, Menschenrechtsgruppen, Amnesty
International über Flüchtlingsorganisationen bis hin zur mehrheitlich und
lautstark überwiegenden Chadasch.

Diese Art von gemeinsamen palästinensisch-israelischen Protesten sind
unbedingt  notwendig.  Das  israelische  Proletariat  und  auch  die
Jugendlichen  müssen  den  Zusammenhang  zwischen  ihrer  eigenen
ökonomischen  Situation  und  der  Besatzung  der  Westbank  und  Gazas
erkennen  und  begreifen,  dass  die  israelische  Bourgeoisie  und  der
Imperialismus die Hauptschuldigen dafür sind. Ihnen muss deutlich werden,
dass die massive Ausbeutung der Palästinenser als Billig-Arbeiter für die
sinkenden  Reallöhne  verantwortlich  ist.  Sie  müssen  erkennen,  dass  die
israelischen Kapitalisten das fehlende Geld im sozialen Bereich in das Militär
und die Besatzung stecken.

Genauso muss auch das palästinensische Proletariat mit der reaktionären,
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korrupten  und  antisemitischen  Fatah-  und  Hamasführung  brechen.  Der
nationale  Befreiungskampf  der  Palästinenser  muss  sich  von  jeglicher
religiöser  Bindung  an  den  Islam  loslösen,  da  dessen  reaktionären  und
utopischen Schlachtrufe zum einen Frauen, als auch nationale und religiöse
Minderheiten verschrecken.  Die Palästinenser müssen begreifen,  dass sie
nicht nur von den Zionisten, sondern auch von ihrer eigenen Bourgeoisie
unterdrückt werden.

Jüd_innen  und  Palästinenser_innen
können  gemeinsam  Palästina
befreien  und  ihre  Bourgeoisien
stürzen!

Ganz im Sinne von Marx Aufruf „Proletarier aller Länder vereinigt euch!“ ist
die  einzig  sinnvolle  Perspektive  zur  Befreiung  der  Palästinenser  vom
israelischen  Apartheidsregime,  als  auch  zur  Befreiung  der  israelischen
Bevölkerung von ihrer faschistoiden Bourgeoisie, ein gemeinsamer Kampf
der israelischen und palästinensischen Jugend und der Arbeiterklasse. Ziel
dabei  muss  die  Errichtung  eines  multiethischen  demokratischen
Arbeiterstaates mit völliger Gleichstellung aller Bevölkerungsteile sein. Nur
der  Bruch  des  Proletariats  mit  ihren  jeweiligen  Bourgeoisien  und  der
gemeinsame  Kampf  gegen  diese,  kann  diesen  Jahrzentelangen  Krieg
beenden. Dass die allseits hochgelobte 2-Staaten-Lösung keine Perspektive
bietet,  liegt  daran,  dass  der  entstehende  palästinensische  Ministaat
keinesfalls eine eigene ökonomische Existenzbasis hätte und damit von Israel
abhängig bliebe. Die fruchtbaren Gebiete der Region befinden sich alle auf
israelischem Territorium und auch die gesamte Wasser-und Stromversorgung
liegt in israelischer Hand. Ebenso der Arbeitsmarkt, da es Palästinensern
momentan  nur  in  seltensten  Fällen  erlaubt  ist,  eigene  Unternehmen  zu
gründen. Ein Palästina auf dem Gebiet des Westjordanlandes lässt vielmehr
die Erinnerung an das südafrikanische Bantustan zur  Zeit  der  Apartheid
wach werden: ein Territorium, in das man die „überschüssige“ Minderheit
abschieben und weiterhin als billige Arbeitskräfte nutzen kann.
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REVOLUTION tritt deshalb ein für:

Die Vereinigung der palästinensischen und israelischen Jugend und
Arbeiterklasse  zur  Bekämpfung  der  zionistischen  Besatzung
Palästinas,  mit  dem  Ziel  der  Errichtung  eines  multiethischen
demokratischen  Arbeiterstaates!
Den  Schulterschluss  mit  anderen  fortschrittlichen  Kräften  der
umliegenden Länder, als auch international!
Die  Schaffung  der  Vereinigten  sozialistischen  Staaten  des  Nahen
Ostens!

Ein Artikel von Marvin Schutt, REVOLUTION

Ägypten: Für ein revolutionäres
Programm  der  Arbeiter,  der
Jugend und der Unterdrückten!
Am 15.Dezember fand der erste Durchgang der Volksabstimmung statt. Das
Resultat wurde kurz nach Ende des zweiten Durchgangs am 22.Dezember
veröffentlicht:  64%  stimmten  für  die  neue  Verfassung,  die  in  ihrem
islamistischen Charakter reaktionär ist.  Die Sharia sei  die Grundlage der
Gesetzgebung,  Frauenrechte  werden  explizit  nicht  genannt,  religiöse
Minderheiten werden unterdrückt und die Macht liegt unverändert in den
Händen des Militärapparates. Der Staat soll die ethischen Werte, die Moral
und  Recht  und  Ordnung  waren,  gibt  sich  jedoch  selbst  einen  großen
Spielraum, seine Machtbefugnisse zu interpretieren. Das Referendum ist eine
Vorankündung  des  Sieges  der  Konterrevolution.  Es  bedeutet  einen
Rückschlag  für  die  Opposition  und  eine  Stärkung  des  neuen  –  doch  in
Wahrheit alten – Regimes der Muslimbruderschaft.
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Im Kampf um die neue Verfassung gab Präsident Mursi sich selbst die Macht
darüber,  dass  die  Entscheidung  nicht  vom  Gericht  angefochten  werden
könne, und erklärte dies als Notwendigkeit zur Sicherheit der Revolution. Er
sieht  sich  im  Kampf  gegen  Teile  des  Staatsapparat  des  alten  Mubarak-
Regimes, welches immer noch die Judikative kontrolliert. Das erklärt auch,
warum nur drei Repräsentanten des alten Regimes im Zuge der Revolution
angeklagt wurden. Seine Angst davor, das Gericht könnte die gesetzgebende
Versammlung auflösen, veranlasste ihn dazu, sich selbst immer stärker zu
bemächtigen und das Referendum im Eilverfahren durchzupeitschen.

Dies  verursachte  große  Proteste  gegen  die  Selbstermächtigung  des
Präsidenten und gegen die Abstimmung über die Verfassung. Zwar erheben
sowohl bürgerliche Kräfte wie die Liberalen und sogar die offen reaktionären
Kräfte wie die Unterstützuer des alten Regimes ihre Stimmen, die sozialen
Wurzeln der Bewegung lagen jedoch woanders. Die oppositionelle Allianz, wo
auch kleinere sozialistische Kräfte involviert waren, und die radikale Jugend
lösten Massendemonstrationen aus, die zu einer politischen Krise führten, in
der  die  Muslimbruderschaft  und die  Salafisten ihren waren reaktionären
Charakter  enthüllten.  Diese  massiven  Proteste  zwangen  Mursi  seine
diktatorischen Befugnisse auszugeben, nicht jedoch die Abstimmung und die
Verfassung.

Während  der  Proteste  kam es  zu  vielen  Zusammenstößen  zwischen  den
oppositionellen  Demonstranten  und  den  Unterstützern  Mursis.  Teile  der
Muslimbruderschaft  und  der  Salafisten  begannen  die  Demonstrantionen
anzugreifen, was zum Tod von 5 Menschen und 700 Verletzten führte. Als
eine Reaktion auf diese Attacken der Islamisten setzten radikale Jugendliche
ein Büro der Muslimbruderschaft in Brand. Präsidenten Mursi gab daraufhin
dem Militär die Erlaubnis, Personen festzunehmen und stationierte Panzer
und Soldaten nahe dem Präsidentenpalast. Obwohl das Militär behauptete,
nicht in die Proteste einzugreifen, war es klar, dass sie die Demonstranten
einschüchtern sollten und natürlich jederzeit für eine Intervention im Notfall
bereit standen.



Der progressivste und militanteste Teil der Bewegung ist die Jugend, die zu
großen Teilen zu linken und anarchistischen Positionen tendieren. Das ist
kein  Zufall,  denn  die  Jugend  in  Ägypten  leidet  am  meisten  unter  der
Wirtschaftskrise. Bis heute sind etwa 75 Prozent der Jugendliche zwischen 15
und 28 Jahren arbeitslos. Den größten Einfluss der Jugend trägt wohl die
Bewegung  des  6.Aprils,  die  eine  große  Kraft  für  Mobilisierungen  bot.
Trotzdem bezeichnet sich die Bewegung selbst nicht als Partei und kann die
radikalsten Jugendlichen nicht mit einer revolutionären Perspektive an sich
binden. Die Jugend muss jedoch dazu bereit sein, ihren Kampf mit dem von
anderen sozialen Gruppen zu verbinden, allen voran mit der organisierten
Arbeiterklasse, die als einzige Gruppe der Gesellschaft die Macht hat, die
Regierung und die Unternehmen unter Druck zu setzen durch einen Streik,
und die als einzige die Form der Produktion und damit die ganze Gesellschaft
neu organisieren kann. Deshalb braucht es eine unabhängige Organisation
der Jugend, aber auf einem klaren und revolutionären Programm, welches
die Arbeiterklasse leitet.

Die Arbeiterklasse leidet ebenso wie die Jugendlichen, die Frauen oder die
Migranten  am  stärksten  unter  der  kapitalistischen  Krise  und  dem
reaktionären Regime. Die soziale und politische Krise spitzt sich mit einer
immer größer werden Lücke zwischen Arm und Reich zu. Die Wirtschaft liegt
brach unter fehlenden Einkommen durch ausländische Investoren und den
ausbleibenden Tourismus. Präsident Mursi musste einen Kreditantrag an den
IWF in Höhe von 4,8 Milliarden Dollar stellen, welcher normalerweise mit
Kürzungen verbunden ist, insbesondere bei Energiesubventionen, Anhebung
der  Mehrwertsteuer  und  einer  höheren  Besteuerung  des  Einkommens.
Obwohl  der  Präsident  auf  eine  Erhöhung  der  Steuern  kurz  vor  dem
Referendum verzichten wollte, was dem IWF missfiel, muss man dies als eine
Taktik in Bezug auf die Volksabstimmung sehen. Der Kredit und die damit
verbunden Kürzungen werden im nächsten Jahr  kommen und das Leben
vieler  Arbeiter,  Bauern  und  der  Armen  in  Ägypten  ruinieren..  Die
Arbeiterklasse  und  die  Gewerkschaften  müssen  den  Kampf  gegen  diese
Kürzungen aufnehmen, ebenso wie dem Kampf gegen die Regierung und die
Muslimbruderschaft.  Diese  versucht  die  Gewerkschaften  auf
undemokratische Weise unter ihre Kontrolle zu bringen, in dem sie deren



Führungspositionen  mit  Leuten  besetzt,  die  vom  Arbeitsminister  für
Führungspositionen vorgeschlagen werden. Auch hat die Regierung unter
Führung der Muslimbruderschaft ein Gesetz zur Freiheit der Gewerkschaften
verabschiedet. Mursis Versuche, die Gewerkschaften unter seine Kontrolle zu
bringen und zu schwächen sind die Vorbereitung für einen großen Schlag
gegen  die  Arbeiterklasse.  Das  ist  der  Grund,  warum  der  Kampf  der
Arbeiterklasse  und  der  Gewerkschaften  auch  ein  Kampf  gegen  die
Muslimbruderschaft  und  die  Verfassung  sein  muss.

Die verfassungsgebende Versammlung wird von der Muslimbruderschaft und
den Salafisten dominiert und repräsentiert nicht das Volk. Sie wurde vom
Parlament  fast  ohne  Diskussion  um  das  Wahlverfahren  und  ohne  ein
Minimum an Frauen oder Repräsentanten religiöser Minderheiten gewählt
und wurde deshalb von vielen Liberalen boykottiert. Zudem berichtete die
Jugendbewegung  6.  April,  dass  Wahllokale  zu  spät  öffneten  und  die
Muslimbrüder  Wähler  bedrängte.  Die  Bewegung  schickte  Mitglieder  in
verschiedene Städte, um die Abstimmung zu beobachten. In Damietta boten
Islamisten den Wählern Geld dafür, wenn sie für die Verfassung stimmten, in
der Provinz Menufija musste ein Richter seine Wahlhelfer entlassen, weil er
versuchte die Wähler von der Verfassung zu überzeugen. Auch Priester in
Moscheen  riefen  zur  Abstimmung  für  die  Verfassung  auf.  Trotzdem
behaupten  die  Muslimbruderschaft  und  die  Salafisten  weiterhin,  die
Verfassung  vertrete  den  Willen  des  Volkes,  und  zwar  auch  bei  einer
Wahlbeteiligung von lediglich 32 Prozent.

Eine  repräsentative  Verfassung  muss  eine  Verfassung  der  Massen  der
Arbeiter,  der  Bauern und der  Jugend sein.  Es  muss  eine  gesetzgebende
Versammlung geben, die von demokratischen Räten in den Bezirken, den
Städten und an den Arbeitsplätzen gewählt wird, wobei diese Delegierten
jederzeit wähl- und abwählbar sind. Diese Räte müssen die Versammlung
kontrollieren und eine Macht bilden, die den bürokratischen Staatsapparat
herausfordern  kann.  Diese  Räte  müssen  sich  Selbstverteidigungsorgane
schaffen und Arbeiter- und Bauernmilizen gründen. Das ist der einzige Weg,
eine Verfassung im Sinne der Massen zu garantieren.

Aber das ist noch nicht genug. Eine neue, revolutionäre Verfassung kann sich



nicht selbst auf eine demokratische beschränken, solange sie es anstrebt, die
Lebensbedingungen der Menschen zu verbessern, so lange sie Ausbeutung,
Unterdrückung und die Existenz der Kapitalistenklasse beenden will.  Die
Kapitalisten  werden  jede  demokratische  Reform  bekämpfen,  mit  allen
Mitteln,  sobald  sie  zu  einer  Gefahr  für  ihre  Herrschaft  und ihren Profit
werden könnte.  Die Revolution muss nun also eine Schritt  weiter gehen,
demokratische Räte aufbauen und eine Doppelmachtstruktur entwickeln. Sie
muss sich selbst bewaffnen, sie muss die Macht übernehmen und sie in den
Räten der Arbeiter, Bauern, Jugendlichen und der Armen ausbauen. Sie muss
eine  revolutionäre  Verfassung  beschließen,  die  die  Kapitalisten  und  die
Grundherren entmachtet und im gleichen Zug die wichtigen Unternehmen
und Fabriken unter Arbeiterkontrolle verstaatlicht. Das wäre der Schritt zu
einer sozialistischen Gesellschaft in Gerechtigkeit, Freiheit und Gleichheit.
Dies  fordert  den  Aufbau  einer  Arbeiterpartei  auf  Grundlage  eines
revolutionären,  kommunistischen  Programms,  das  für  die  Herrschaft  der
Massen  und  für  eine  sozialistische  Verfassung  durch  die  Doppelmacht
kämpft.  Im  Augenblick  werden  die  Parlamentswahlen  nach  der
angenommenen  Verfassung  eine  wichtiger  Prozess  voller  politischer
Konflikte sein und die optimale Möglichkeit bieten, eine eben solche Partei
zu gründen!

Eine Resolutionn der Internationalen Revolution Leitung ( Revolution
International Council)

Ägypten:  Die  Permanente
Revolution vorantreiben
Seit  Donnerstag  den  22.  November  gibt  es  wieder  Massenproteste  in
Ägypten, welche das Ausmaß der Revolution von 2011 besitzen. Sie richten
sich gegen den vor 5 Monaten gewählten Präsidenten Mohammed Mursi.
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Dieser  hatte  an  jenem Tag  ein  Dekret  erlassen,  welches  ihn,  sowie  die
verfassungsgebende  Versammlung  für  die  Justiz  und  das  Parlament
unantastbar macht. Die militanten Jugendlichen auf der Straße sehen darin
den  direkten  Versuch  eine  präsidiale  Diktatur  aufzubauen,  die  der  von
Mubarak in nichts nach steht und fordern überall im Land den Sturz von
Mursi.

Massendemonstration auf  dem
Tahrir Platz

Die Massenbewegung greift  allerdings nicht nur Mursi  sondern auch die
hinter ihm stehende Muslimbruderschaft an. Diese kontrolliert momentan die
verfassungsgebende  Versammlung  und  versucht  dort  eine  Verfassung
durchzubringen,  die  Ägypten  zu  einem  islamistischen  Staat  mit
weitreichenden Repressionsmöglichkeiten machen würde. Ihren reaktionären
Charackter zeigt die Muslimbruderschaft nicht nur in bürokratischer Manier
innerhalb von Staatsgremien sondern auch aktiv auf der Straße. So kam es in
den letzten Tagen zu mehreren Attacken auf Anti-Mursi Demonstrationen,
welche blutig endeten. Die Reaktion der revolutionären ägyptischen Jugend
darauf waren Angriffe auf Büros der Muslimbruderschaft.

Welche Macht die Demonstrationen und Platzbesetzungen der letzten Tage
haben, zeigte sich am Samstag den 8. Dezember. Am Abend dieses Tages sah
sich Mursi gezwungen seine Dekrete zur Machtausweitung zurück zunehmen
um sein Amt nicht zu gefährden. Die Antwort der Opposition ist richtig. Sie
gehen nicht auf die Versöhnungsangebote der Regierung ein, sondern wollen
den  Kampf  fortsetzen,  wenn  auch  mit  geteilten  Zielen.  Die  gemäßigte
bürgerliche  Opposition  will  weiter  Widerstand  leisten,  bis  die
Volksabstimmung über die  islamistische Verfassung verschoben wird,  die
radikalen  Jugendlichen  wollen  Mursis  endgültigen  Sturz,  sowie
weitreichende demokratische und soziale Veränderungen. So kam es auch
nach der Zurücknahme der Dekrete unter anderem Kairo,  Alexandia und
Gizeh zu Massendemonstrationen.

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/12/0.jpg


Die ägyptischen Unterdrückten haben seit der Revolution gegen Mubarak die
Erfahrung gemacht,  dass es  nicht  ausreicht  den Kopf  eines grundlegend
falschen Systems auszutauschen um sich zu befreien. Nein viele von ihnen
wissen,  dass  das  System  gestürzt  werden  muss  um  eine  wirkliche
Veränderung herbeizuführen. Das Problem liegt eher darin, dass die meisten
aber nicht  wissen wie das System zu stürzen ist  oder  bzw.  was danach
kommen soll. Trotzdem sind erste Ansätze in diese Richtung zu erkennen, so
verbinden  sich  Teile  der  demokratischen  Bewegung,  mit  den
gewerkschaftlichen  Kämpfen  der  Textilindustrie  am  Nil.  Dies  hat  eine
besondere Bedeutung, nicht nur weil sie so deren Kampf zu ihrem machen
und ihren gemeinsamen Feind immer deutlicher erkennen, sondern auch
weil so aus der bloßen demokratischen Frage eine soziale wird.

Ziel  der  Revolutionäre  muss  es  sein,  den  Kampf  weiter  zu  treiben  und
zuzuspitzen.  Aus  der  demokratischen  Bewegung  muss  eine  Bewegung
werden,  die  die  Grundlage  für  ihre  Probleme  in  der  kapitalistischen
Unterdrückung und der  imperialistischen Ausbeutung sieht  und dagegen
kämpft. Neben Demonstrationen und Platzbesetzungen muss ein wichtiges
Mittel  im  kampf  für  diese  Ziele  der  politische  Streik  und  letztlich
Generalstreik  werden.  Hierfür  müssen  die  militanten  Arbeiter_innen  der
ägyptischen Gewerkschaften gewonnen werden. Nur durch einen politischen
Generalstreik können die Kräfte die hinter Mursi stehen,  angegriffen und
unter  Druck  gesetzt  werden.  Denn  egal  ob  Imperialisten,  Textilfabrik-
Besitzer oder Militär Generäle, sie sind alle Teil der herrschenden Klasse und
speisen ihre Macht aus dem Privateigentum an Produktionsmitteln.

Doch letztlich kann die sozialistische Revolution nur gelingen, wenn es den
zersplitterten  linken  Kräften  in  Ägypten  gelingt  gemeinsam  eine
sozialistische Arbeiterpartei aufzubauen die gestützt auf eine kämpferische
Massenbasis für ein Programm der Permanenten Revolution kämpft und die
Forderungen der Bewegung umsetzt.

Ein Artikel von David Pfeifer, REVOLUTION Stuttgart
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Stoppt  die  israelische
Aggression gegen Gaza!
Gaza wird erneut von der israelischen Armee angegriffen. Am 14. November
startete sie die Operation „Säulen der Verteidigung“ (Pillar of Cloud) mit
einer  ganzen  Serie  von  Luftangriffen.  Seither  steigen  Rauchsäulen  aus
bombardierten Gebäuden.  Schon nach den ersten Tagen wurden bei  den
Luftangriffen 19 Menschen – davon 14 ZivilistInnen – getötet. Unter ihnen
befand sich  Ahmed Jabari,  der  militärische  Anführer  der  Hamas.  Darauf
regierten  palästinensische  KämpferInnen  mit  dem Abfeuern  von  Raketen
iranischer  und  russischer  Bauart  oder  mit  selbst  fabrizierten  Qassam-
Raketen  und  Mörsern.  Dabei  wurden  drei  Israelis  getötet  und  die
Randbezirke von Tel Aviv, wenn auch recht harmlos getroffen – aber erstmals
seit 1991.

In derselben Nacht, als die Luftangriffe gestartet wurden, ordnete Israels
Premier Netanjahu die Mobilmachung von 30.000 ReservistInnen für einen
Bodenangriff  auf Gaza an. Infanteriebataillone wurden in Marsch gesetzt,
Panzer, Artillerie und Fahrzeuge an die Grenze verlegt.

Das alles sieht nach einer Wiederholung der Operation „Gegossenes Blei“
(Cast  Lead)  aus.  Unter diesem Namen führte Israel  2008/09 den letzten
brutalen Krieg gegen Gaza. Dabei wurden 1.400 Menschen, v.a. ZivilistInnen,
getötet  und  die  ohnedies  überaus  schlechte  Infrastruktur  des  Landes  –
Häuser, Krankenhäuser, Schulen – weitgehend zerstört. In den letzten drei
Jahren  wurden  diese  trotz  der  Blockade  zumindest  teilweise  und  unter
enormen Entbehrungen wieder aufgebaut – zweifellos ein verlockendes Ziel
für die rachsüchtige brutale Führung, die den Apartheid- und Siedlerstaat
Israel anführt.

Zweifellos gibt es aber wichtigere Ziele für den Angriff: Am 22. Januar finden

https://onesolutionrevolution.de/stoppt-die-israelische-aggression-gegen-gaza/
https://onesolutionrevolution.de/stoppt-die-israelische-aggression-gegen-gaza/


vorgezogene  Parlamentswahlen  in  Israel  statt.  Um  eine  Niederlage
angesichts eines unpopulären Austeritätsbudgets zu vermeiden, könnte ein
Krieg,  dessen  Opfer  die  PälestinenserInnen  wären,  dabei  Netanjahus
Wahlchancen erhöhen. In diesem Zusammenhang sollte niemand vergessen,
dass  auch  die  Wahlen  2009  inmitten  der  Operation  „Gegossenes  Blei“
stattfanden.

Ein anderer Grund hängt mit dem drohenden Angriff Israels auf den Iran
zusammen.  Falls  Israel  Bomber  gegen  iranische  Nuklearanlagen  und
wahrscheinlich große Teile seiner militärischen Infrastruktur schickt, möchte
es nicht, dass selbst die recht schwachen Raketen der Hamas in Tel Aviv
einschlagen könnten. Zweifellos will Netanjahu, der sich einen Wahlsieg Mitt
Romneys gewünscht hatte, auch testen, wie weit er unter Obama gehen kann
– doch dabei hat die israelische Regierung sicher wenig Grund zur Sorge.

Sicher ist in jedem Fall, dass die israelischen Angriffe keine Reaktion auf
Raketenangriffe aus Gaza sind. In Wahrheit ist das Gegenteil der Fall. Der
Bruch des Waffenstillstands zwischen Hamas und der israelischen Armee,
der seit 2009 in Kraft war, geht auf eine Serie mörderische Anschläge Israels
im September und Oktober zurück, als 57 PalästinenserInnen umkamen und
257 verletzt wurden – 209 infolge von Angriffen durch israelische Raketen,
69 durch Gewehrfeuer und 18 durch Panzerbeschuss. So wurden z.B. vier
Jugendliche beim Fußballspiel durch israelische Artilleriegranaten getötet.

Am  5.  November  wurde  ein  20jähriger  geistig  Behinderter,  Ahmad  al-
Nahabeen, erschossen, als er der Grenze zu nahe kam. Am 8. November
wurde  ein  13jähriger  beim  Spiel  vor  seinem  Haus  von  gepanzerten
Fahrzeugen der israelischen Armee umgebracht. Als Vergeltung wurden eine
Reihe Raketen abgefeuert. Aber es scheint, dass Hamas daraufhin – am 12.
November – einen Waffenstillstand angeboten hat. Darauf deuten jedenfalls
Berichte israelischer Medien hin, dass Unterhändler über eine langfristige
Feuerpause verhandelte hätten. Doch genau zu diesem Zeitpunkt begann die
Offensive.

Diese  Fakten  zeigen,  dass  Israel  –  weit  davon  entfernt,  eine  Insel  der
„Demokratie“ im Nahen Osten zu sein – in einem permanenten Kriegszustand



gegen die  palästinensische Bevölkerung und der  Aggression gegen seine
Nachbarn  existiert.  Der  zionistische  Staat  baut  nicht  nur  ständig  seine
Siedlungen in der West-Bank aus und macht damit jede Aussicht auf einen
lebensfähigen Staat in der West-Bank zu reiner Makulatur; er führt auch
immer wieder Strafexpeditionen nach Gaza durch, um all das zu zerstören,
was die 1,7 Millionen EinwohnerInnen in ihrer winzigen Enklave aufgebaut
haben.

Wie  zu  erwarten,  haben  die  USA,  Großbritannien,  Deutschland  und  die
anderen  Länder  der  EU  die  Raketenangriffe  der  PalästinenserInnen  auf
Israel verurteilt und die mörderischen Angriffe Israels gerechtfertigt – im
Namen des „Rechts, seine StaatsbürgerInnen zu verteidigen“. So erklärte der
Sprecher  des  US-Verteidigungsministeriums,  Mark  Toner:  „Es  gibt  keine
Rechtfertigung  für  die  Gewalt,  die  Hamas  und  andere  terroristische
Organisationen  gegen  das  israelische  Volk  anwenden.“

Die EU-Außenbeauftragte Catherine Ashton erklärte: „Die Raketenangriffe
der Hamas und anderer Fraktionen im Gaza, die die gegenwärtige Krise
herbeigeführt haben, sind ganz und gar unakzeptabel für jede Regierung und
müssen gestoppt werden. Israel hat das Recht, sein Bevölkerung gegen diese
Art von Angriffen zu schützen.“

Der deutsche Außenminister Guido Westerwelle sagte: „Es ist offenkundig,
dass Israel eine legitimes Recht hat, sich selbst zu verteidigten und seine
StaatsbürgerInnen  vor  Raketenangriffen  aus  dem  Gaza-Streifen  zu
schützen.“

Und  der  „Friedensgesandte“  des  sog.  Nahost-Quartetts  (USA,  UN,  EU,
Russland), Tony Blair, erklärte im Fernsehen: „Falls der Raketenbeschuss
aus Gaza, der sich gegen israelische Städte und Dörfer richtet, weitergeht,
wird die Vergeltung zunehmen. Rund eine Million Menschen (in Israel) sucht
jede Nacht Schutz. Keine Regierung, deren BürgerInnen unter diesem Druck
stehen, kann verhindern, dass sie selbst unter Druck gerät, aktiv zu werden.“

Und was ist mit den 1,7 Millionen Menschen in Gaza, die ohne Schutzräume
dastehen?  Die  kommen  in  der  Welt  des  „Bombers  von  Bagdad“  Blair



offenkundig nicht vor. Der UN-Sicherheitsrat hat eine Dringlichkeitssitzung
anberaumt,  kam  aber  zu  keiner  Entscheidung  –  zweifellos  wegen  des
westlichen Vetos gegen die leiseste Kritik am Verhalten Israels und seine
Angriffe  auf  die  eingesperrte  und gepeinigte  Bevölkerung Gazas.  Wieder
einmal  führen  die  „westlichen  Demokratien“  der  ganzen  arabischen  und
muslimischen Welt ihre bedingungslose Unterstützung für den zionistischen
Wachhund  des  Imperialismus  vor  Augen.  Nur  jemand  wie  George  Buch
konnte sich dann noch fragen, warum „hassen sie uns“?

Die  wirtschaftlichen  und  strategischen  Interessen  der  imperialistischen
Mächte  wiegen  nun  einmal  viel  mehr  als  ihre  angeblichen  Sorgen  um
Menschenrechte und Demokratie. Nachdem der zionistische Siedlerstaat als
„westlicher“ Vorposten installiert  worden war,  um die arabische Welt  zu
spalten, besser auszubeuten und zu beherrschen, war und ist natürlich auch
keine andere Haltung dieser Mächte zu erwarten.

In den imperialistischen Ländern, wo die Herrschenden alles und jede Aktion
des  zionistischen  Staates  unterstützen,  ist  es  unsere  Pflicht  als
InternationalistInnen und Anti-ImperialistInnen, gegen den brutalen Angriff
auf Gaza wie schon 2008/09 zu mobilisieren. Wir müssen uns dieser Aufgabe
stellen!  Wir  treten für  einen Boykott  aller  israelischen Institutionen und
Unternehmen ein – an den Unis, in der Industrie, im Handel.

Die  Gewerkschaften,  Studenten-  und  Jugendorganisationen,  alle
fortschrittlichen Kräfte müssen den israelischen Angriff verurteilen und ihre
eindeutige Unterstützung des palästinensischen Widerstands erklären. Wir
weisen entschieden das Argument zurück, dass Opposition zum Staat Israel
und  seiner  rassistische  Politik  der  ethnischen  Säuberung  der
PalästinenserInnen  anti-semitisch  wäre.  In  Wirklichkeit  ist  eine  klare
Unterstützung  der  Unterdrückten,  das  beste  Mittel  zu  internationalen
Solidarisierung  und  auch  eine  wichtige  Unterstützung  für
die Minderheit anti-zionistischer Kräfte in Israel selbst.

Die wichtigste und unmittelbarste Hilfe für die PalästinenserInnen könnte
jedoch aus  den Ländern kommen,  wo der  arabische Frühling Diktatoren
gestürzt hat, die Israel unterstützten. Allen voran geht es dabei um Ägypten.



Die  Tatsache,  dass  Präsident  Mursi  seinen  Premierminister  nach  Gaza
gesandt hat, zeigt, dass er unter Druck von unten steht. Die revolutionäre
Jugend  und  die  Massen,  die  mit  den  PalästinenserInnen  sympathisieren,
müssen  jedoch  mehr  fordern  als  leere,  rein  diplomatische  Gesten  –  die
Öffnung der Grenze nach Gaza, so dass Nahrungsmittel, Medizin und Waffen
die belagerte Bevölkerung zu erreichen können.

Stoppt den brutalen Angriff auf Gaza!
Für einen Boykott Israels und seiner Institutionen im Ausland durch
die Arbeiterklasse und Jugend!
Sieg dem palästinensischen Befreiungskampf!
Nieder mit dem zionistischen Apartheidstaat!

Resolution des Internationalen Sekretariats der Liga für die Fünfte
Internationale, Übernommen aus: Infomail 655, 17. November 2012

Stalinisten  in  Europa:  Assads
fünfte Kolonne

Die  syrische  Revolution  kann  nur
s i e g e n ,  w e n n  s i e  z u  e i n e r
sozialistischen wird. Die Demagogie
oder  Passivität  großer  Teile  der
Linken  blockieren  eine  progressive
Entwicklung  –  die  Einflussnahme
reaktionärer  Kräfte  wird  dadurch
erst  bedingt.
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In Syrien erhebt sich seit 18 Monaten ein revolutionärer Aufstand. Selten hat
sich eine Revolution über so lange Zeit gegen die schrecklichste Repression
verteidigt – selten waren Menschen mutig genug, um solch große Leiden und
Opfer hinzunehmen für den Kampf um eine bessere Zukunft.

Gerade als Jugendorganisation sehen wir uns in der Pflicht, den Aufstand mit
dem uns Möglichen zu unterstützen – denn er wird hauptsächlich von der
unterdrückten syrischen Jugend geführt. Zehntausende von ihnen haben sich
der Freien Syrischen Armee angeschlossen, und sie unterscheiden sich von
uns  selbst  einzig  durch  ihre  größeren  Leiden,  ihre  weitaus  stärkere
Entschlossenheit  und  die  völlige  Aufopferung  für  die  Revolution.

Doch ein großer Teil der deutschen Linken verteidigt das Assad-Regime –
und sieht sich dabei gar in „anti-imperialistischer“ Tradition. Von autonomen
Gruppen  über  DKP,  SDAJ,  MLPD,  Teile  von  „DIE  LINKE“  bis  zur
Friedensbewegung erstreckt sich diese linke Allianz der Konterrevolution,
deren Sprachrohr „junge welt“ täglich Verleumdungsartikel druckt und die
Kriegspropaganda der staatlichen syrischen Medien verbreitet.

Selbst die glühendsten Unterstützer der Befreiungskämpfe in Kurdistan oder
Palästina sprechen der unterdrückten syrischen Bevölkerung das Recht ab,
im  Kampf  gegen  ihren  Unterdrücker  das  angemessene  Mittel  –  den
bewaffneten  Aufstand  –  zu  wählen.

So hat die Kommunistische Jugend Schweiz einen Appell geschrieben, in dem
es heißt: „(Uns) […] wird vorgegaukelt, es ginge in Syrien um den Kampf […]
um mehr Demokratie und gegen ein schreckliches Regime. Doch das ist eine
Lüge. […] Die Bewegung gegen den syrischen Staat war nie friedlich. Von
Anfang  an  wurde  in  Syrien  geschossen,  stets  waren  die  Rebellen  gut
gerüstet.  Ihre Waffen und ihr Geld beziehen sie von den westlichen und
arabischen Staaten. […]“

Allen Ernstes fordert diese „kommunistische“ Erklärung nichts anderes, als
die Imperialisten selbst: eine „Verhandlungslösung“ zwischen Assad und der
ihn  hofierenden  „friedlichen  Opposition“  –  vermittelt  durch  die
„internationale  Gemeinschaft“,  also  die  Imperialisten:



„Kommunisten“, auf Linie mit Kofi Annan und Brahimi

„Der Dialog zwischen Regierung, Opposition und der Zivilgesellschaft ist
die  Voraussetzung,  um  die  Gewalt  zu  beenden.  Auch  die

Friedensanstrengungen der internationalen Gemeinschaft, einschliesslich des
Annan-Plans, setzten diese Bedingung voraus […]“ und weiter: „Damit es
eine  Lösung  ausserhalb  von  Gewalt  geben  kann,  müssen  die  westlichen
Staaten, muss die Schweiz in die Pflicht genommen werden.“

Die SDAJ Rosenheim schreibt am 4. Oktober: „Wir möchten uns nicht voll
und  ganz  hinter  die  Regierung  Assad  stellen,nein  wir  möchten  auch
kritisieren. 40 Jahre nach dem Hafez-al-Assad das Banner des Sozialismus
über  Syrien  gehisst  hatte,wurden  Maßnahmen  zur  Liberalisierung  der
Syrischen  Wirtschaft  ergriffen.  Wir  verurteilen  diese  Abkehr  hin  zum
Neoliberalismus doch denken wir das die Regierung Assad im Amt bleiben
sollte.“

Verschwörungstheorien

Die SDAJ hat auch schon eine Begründung gefunden, warum die deutschen
Imperialisten gerne Syrien angreifen würden – sie wollen eine Eisenbahn
nach  Bagdad  bauen:  „Die  Deutsche  Bahn  plant  z.B.  seit  einigen  Jahren
wieder weiter an der bereits vor 100 Jahren angedachten Bagdad-Bahn, hat
also ganz handfeste Profitinteressen, die sie durch die Unabhängigkeit des
syrischen Staats gefährdet sieht“

Hier steht die Welt auf dem Kopf. Die Syrische Revolution kämpft gegen ein
vor allem vom russischen Imperialismus gestütztes Terrorregime – daran
ändert auch die Tatsache nichts, dass u.a. der deutsche Außenminister das
Regime verurteilt hat.

Offensichtlich ist, dass die Stalinisten sich gegen die berechtigte Revolution
stellen und dies mit kruden Verschwörungstheorien begründen. Mit ihren
politischen  Vorschlägen  stehen  sie  aber  sogar  genau  auf  der  Linie  der
Imperialisten.  Wir  wollen  hier  die  häufigsten  „Argumente“  der  Assad-
Freunde  widerlegen.
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Behauptung: „Die FSA wird von Israel und USA bewaffnet“

In  Wirklichkeit  hat  es  nie  nennenswerte  Waffenlieferungen  von
westlichen Staaten an die Freie Syrische Armee gegeben. Sie bezieht
ihre  Waffen  aus  den  Depots  der  Regierungsarmee  und  kauft  am
Schwarzmarkt ein. Wenn auch die westlichen Imperialisten längst den Sieg
der FSA hätten herbeiführen können, bleibt nur festzustellen, dass sie sich
dagegen  entschieden  haben.  Sie  versuchen  auch  mit  aller  Macht,  die
Versorgung  der  FSA  mit  Luftabwehrraketen  zu  unterbinden  –  um  zu
verhindern, dass eine so ausgestattete Armee bspw. die israelisch besetzten
Golan-Höhen befreien könnte.

In Wirklichkeit ist es aber unerheblich, ob und in welchem Maß der Aufstand
von anderen  Staaten  unterstützt  wird.  Als  Kommunist_innen  fordern  wir
selbstverständlich, dass unter keinen Umständen politische Zugeständnisse
an  Imperialisten  gemacht  werden  –  wenn  diese  jedoch  bereit  sind,
Unterstützung zu leisten, wäre es dumm, dies abzulehnen (bspw. hat selbst
die UdSSR während des zweiten Weltkrieges massive Rüstungshilfe von den
USA angenommen – und dadurch den Sieg über Deutschland beschleunigt)

Behauptung: „Die FSA wird von der Türkei unterstützt“

In Wirklichkeit hält sich die Türkei weitgehend aus dem Bürgerkrieg heraus.
Im August hat sie die Grenze für Flüchtlinge geschlossen und lässt nur noch
Syrer  mit  Pass  durch.  In  den Grenzgebieten sind Syrer  (Flüchtlinge wie
Kämpfer)  Repression  und  Anfeindungen  ausgesetzt,  viele  werden
gezwungen,  nach  Syrien  zurückzukehren.

Behauptung: „Der Aufstand dient imperialistischen Interessen“

Zunächst  muss  hervorgehoben  werden,  dass  sich  die  imperialistischen
Mächte  keinesfalls  einig  sind.  Russland  und  China  unterstützen
bekanntermaßen die Assad-Regierung. Unstrittig ist außerdem, dass die USA
und  andere  westliche  Mächte  sich  mit  dem  baldigen  Sturz  Assads
abgefunden  haben  und  versuchen  werden,  daraus  Kapital  zu  schlagen.
Dennoch sehen sie  die  größte  Gefahr  nicht  in  Assads  Regime oder  den
rivalisierenden  imperialistischen  Mächten  –  sondern  im  Aufstand  selbst.
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Wenn auf den Sturz Assads die Zerschlagung seiner Repressionsorgane und
die  Errichtung  einer  revolutionären,  vom  Aufstand  selbst  getragenen
Regierung folgt, könnten sie diese unmöglich kontrollieren. Darum setzen sie
alles  daran,  sich  jetzt  „verlässliche  Partner“  aus  der  „gemäßigten“
Opposition zu suchen, die für einen „geordneten“ Übergang sorgen sollen.
Die westlichen Imperialisten warten also den Sieg des Aufstandes ab, um ihn
dann politisch zu kapern und seiner Früchte zu berauben.

Behauptung:  „Berichte  über  Kriegsverbrechen der  Regierung sind
gefälscht“

Stündlich werden aktuelle Berichte und Videos im Internet veröffentlicht, die
es  uns  ermöglichen,  die  Geschehnisse  direkt  mitzuverfolgen.  Tausende
Videos  zeigen  wahllose  Bombardierungen  auf  Wohnviertel,  Folter  und
Massaker  an  Regierungsgegnern,  Massengräber.  Als  Kommunist_innen
verlassen wir uns auf das, was wir sehen – und weder auf die bürgerlichen
Medien,  noch  auf  obskure  Verschwörungstheorien.  Hier  nur  eine  kleine
Auswahl von Seiten, die aktuelle und authentische Infos liefern:

syriaupdate.wordpress.com

www.facebook.com/SyrianDayOfRage

freehalab.wordpress.com

Behauptung: „Die Assad-Regierung gewährleistet den Zusammenhalt
der verschiedenen Religionen in Syrien“

Nur  das  Assad-Regime  selbst  ist  für  die  religiösen  Konflikte  in  Syrien
verantwortlich. Es stützt sich seit 40 Jahren auf die religiöse Minderheit der
Alawiten,  unter  denen  es  Offiziere,  Beamte  und  Regierungsmitglieder
rekrutiert – und die berüchtigten Shabiha-Milizen. Die Sunniten – sie machen
75% der Bevölkerung aus – werden wie Sklaven behandelt. Von Beginn an
war  also  die  Assad-Herrschaft  von  schwerer  religiöser  Unterdrückung
geprägt.

Behauptung: „Hafiz al-Assad hat Syrien zu einem sozialistischen Land
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http://freehalab.wordpress.com


umgestaltet“

Seit  40  Jahren  sind  unabhängige  Arbeiter_innenorganisationen  brutaler
Repression ausgesetzt. Große Teile der Wirtschaft sind in Besitz der Assad-
Familie,  die  insbesondere  die  Exportgewinne  abschöpft.  Die
„Kommunistische Partei Syriens“ (bzw. deren zwei namensgleiche
Flügel  seit  der Spaltung 1986) ist  seither Teil  der „National  Progressive
Front“  und hat  zugesagt,  weder  den Führungsanspruch der  Baath-Partei
anzugreifen, noch das bürgerliche Privateigentum.

Behauptung: „Der Aufstand wird von Islamisten geführt“

Islamistische Bewegungen spielen eine untergeordnete Rolle und werden von
der Mehrheit politisch kritisiert. Ohne Zweifel aber unterstützen auch sie den
Aufstand. Ihre Anziehungskraft erklärt sich bereits aus dem Fehlen einer
revolutionären Partei der Arbeiter_innen und Unterdrückten.

Ein Artikel von Bruno Lahrius, REVO Stuttgart


